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Das Schlag-Wort „Globalisierung“

Weltwirtschaftliche Trends und soziale Probleme

Informationen zum „Standortwettbewerb“

und zur Lage der Klein- und Mittelbetriebe

sowie zur Holzbranche
Der Begriff „Globalisierung“ ist seit etlichen Jahren zum wichtigsten Schlagwort in der gesellschaftspolitischen Diskussion geworden. In Wirtschaft und Politik herrscht die Meinung vor, bei der Globalisierung seien „Sachzwänge“ am Werk, denen sich niemand entziehen könne. Gesellschaftliches Handeln sei vorrangig darauf auszurichten, dass die jeweilige Nation in einem internationalen „Standortwettbewerb” mithalten könne - die weltweite wirtschaftliche Konkurrenz sei zu verstehen als Wettlauf um ein möglichst niedriges Lohnniveau, um die Absenkung sozialer Leistungen und um die Deregulierung des Arbeitsmarktes. In Zeiten der Globalisierung könne nur eine solche „Volkswirtschaft” Erfolg haben, die mit möglichst geringen „sozialen Kosten” agiere. 

Es liegt auf der Hand, dass damit die Gewerkschaften unter Druck geraten, auch die betrieblichen Vertretungen von Interessen der ArbeitnehmerInnen. In der veröffentlichten Meinung wird vielfach verlangt, die Gewerkschaften müssten in ihren tarifpolitischen und sozialpolitischen Forderungen zurückstecken, damit ein Land wie die Bundesrepublik Deutschland wieder fit gemacht werde für den Wettbewerb in einem globalen Markt. 

Wer in dieser gesellschaftspolitischen Debatte und Auseinandersetzung seinen eigenen Standpunkt gewinnen und vertreten will, braucht solide Informationen und auch Kritikfähigkeit gegenüber gängigen Legenden. 

Im folgenden wird versucht, dafür gedankliches Material bereitzustellen. Es geht vor allem um diese Fragen: 

· Was ist eigentlich unter „Globalisierung” zu verstehen? 

· Welche Antriebe, welche Interessen bestimmen den weltwirtschaftlichen Prozess, der da auf diesen Begriff gebracht wird?

· Verändern sich im Zeichen der Globalisierung die unternehmerischen Verhaltensmuster und die Bedingungen für gewerkschaftliches Handeln? 

· Und wie stehen in diesem Zusammenhang die Klein‑ und Mittelbetriebe da, welche Aussichten hat die Holzbranche? 

· Was ergibt sich aus alledem an Konsequenzen für die gewerkschaftliche und betriebliche Interessenvertretung der ArbeitnehmerInnen?  

Wer sich von dem „Schlag”-Wort „Globalisierung” nicht in Ohnmacht versetzen lassen will, tut gut daran, über diese Fragen nachzudenken, mit Kolleginnen und Kollegen zu sprechen, sich argumentativ auszurüsten. „Globalisierung” ist ein Problemfeld, in dem Interessenkonflikte ausgetragen werden. 

1 Was heißt “Globalisierung”? 
Auflösung eines Schlag-Wortes. 

Vorweg zwei Feststellungen, die nicht originell sind, die aber in der öffentlichen Diskussion über „Globalisierung” häufig versäumt werden: 

Weltweit hat sich eine Wirtschaftsform durchgesetzt, die als Kapitalismus zu charakterisieren ist. Prägend ist darin, dass Unternehmen in privater Hand so wirtschaften, dass dies einen  möglichst hohen Gewinn bringt - unter Konkurrenz. Das eingesetzte Kapital soll sich optimal verwerten.  

Daraus entspringt, seitdem kapitalistisch gewirtschaftet wird, der Drang zur Expansion; es werden ständig neue Märkte gesucht, neue Möglichkeiten der Kapitalverwertung erschlossen.  

1.1 Der Drang zum Weltmarkt - keine Neuigkeit  

In einer im Jahre 1848 herausgegebenen gesellschaftspolitischen Programmschrift war zu lesen: „Die uralten nationalen Industrien sind vernichtet worden und werden noch täglich vernichtet. Sie werden verdrängt durch neue Industrien, die nicht mehr einheimische Rohstoffe, sondern den entlegensten Zonen angehörige Rohstoffe verarbeiten und deren Fabrikate nicht nur im Lande selbst, sondern in allen Weltteilen zugleich verbraucht werden. An die Stelle der alten, durch Landeserzeugnisse befriedigten Bedürfnisse treten neue, (...) an die Stelle der alten lokalen und nationalen Selbstgenügsamkeit und Abgeschlossenheit tritt ein allseitiger Verkehr, eine allseitige Abhängigkeit der Nationen voneinander. Und wie in der materiellen, so auch in der geistigen Produktion.” 

So haben im „Kommunistischen Manifest” Karl Marx und Friedrich Engels den Trend zur „Globalisierung” beschrieben; ihre Prognose war, dass der Kapitalismus sich im weltweiten Markt eine „Welt nach seinem eigenen Bilde” schaffen werde. 

Die Durchsetzung eines kapitalistischen Weltmarktes hat also eine lange Geschichte und es lassen sich darin durchgängige Interessen erkennen: 

· das Interesse an billigen Rohstoffen für die gewinnträchtige Herstellung von Marktgütern; 

· das Interesse an erweiterten oder neuen Gebieten für den gewinnträchtigen Absatz von Produkten;  

· das Interesse an zusätzlichen Möglichkeiten, Kapital gewinnbringend zu investieren;  

· das Interesse an billigen Arbeitskräften für den profitablen Einsatz in Unternehmen.  

In der Geschichte der Erschließung des Weltmarktes im Sinne dieser Interessen fehlt es nicht an Brutalitäten größten Umfanges, die Internationalisierung des kapitalistischen Wirtschaftens vollzog sich keineswegs „zivilisiert”. 

Die Beschaffung billiger Arbeitskräfte im Welt-„Markt” geschah auch in modernen Formen der Sklaverei, was viele Millionen von Menschen das Leben kostete. Die Konkurrenz um billige Rohstoffe und um profitable, beherrschte Räume für den Absatz von Waren oder für die Investition von Kapital war eine Antriebskraft für koloniale Eroberungen und für kriegerische Konflikte. Der Erste Weltkrieg ist ein Musterbeispiel für einen kapitalistischen „Wettbewerb” um Räume und Ressourcen, der über die Militärmacht der Nationalstaaten ausgetragen wurde; wirtschaftliche Konkurrenz wurde hier zum Menschenschlachthaus. Dass sich die wirtschaftlichen Interessen von Konzernen und nationalstaatliche weltpolitische Ambitionen kriegerisch verbinden, ist keineswegs nur ein historisches Problem.  

1.2 „Globalisierung” heute ‑ wirtschaftliche Trends und soziale Folgeprobleme
Nach Ende des Ersten Weltkrieges bildeten sich gegenüber der Entwicklungslinie hin zu einem weltweit dominanten und international verflochtenen kapitalistischen Wirtschaftssystem drei Störfaktoren heraus: 

· Ausgehend von der Sowjetunion trat ein konkurrierendes, plan​wirtschaftliches Modell industriegesellschaftlicher Entwicklung auf; 

· in Deutschland wurde auf katastrophale Weise der Versuch gemacht, kapitalistisches Wirtschaften rassistisch zu formen und die internationalen Kräfteverhältnisse zugunsten einer eigenen Weltmachtposition zu verändern; 

· die meisten bis dahin kolonialisierten Länder wurden staatlich unabhängig und nach Ende des Zweiten Weltkrieges strebten viele von ihnen einen eigenen, dem Weltmarkttrend nicht folgenden wirtschaftlichen Weg an („Dritte Welt” / „Dritter Weg”).

Diese drei historischen Experimente sind inzwischen ohne Bedeutung. Die Entwicklungsrichtung, die von den historisch stärksten, westlichen Wirtschaftsnationen (zuerst Großbritannien, dann die Vereinigten Staaten von Amerika) vorgegeben war, setzte sich weltweit durch. Das schließt nationale Besonderheiten im sozialen oder politischen System nicht aus, aber: 

„Globalisierung” bedeutet heute, dass die kapitalistische, „nordatlantisch” geprägte Wirtschaftsform ohne Systemkonkurrenz dasteht, und zwar bei einer hegemonialen Position der USA.  

Unter diesen Bedingungen entwickeln sich gegenwärtig vorherrschende wirtschaftliche Trends im Weltmarkt und daraus entstehen soziale Folgeprobleme; sie werden hier kurz skizziert: 

· Die Internationalisierung des Warenmarktes, des Kapitalmarktes und des Arbeitsmarktes hat sich seit den 1970er Jahren erheblich beschleunigt, weitaus höheren Stellenwert als in der Vergangenheit des Weltmarktes hat dabei die Vermarktung von Wissen. 

· Die meisten Staaten auf der Welt haben Beschränkungen, die sie früher dem Zugang von ausländischen Waren oder ausländischem Kapital im nationalen Interesse auferlegten, abbauen oder aufgeben müssen. Vor allem Entwicklungsländer können sich solche Beschränkungen nicht (mehr) leisten, weil sie bereits in einer Schuldenfalle sitzen – sie brauchen neue Kredite aus dem Weltmarkt. 

· Die zunehmende internationale Verflechtung im Waren- und Kapitalmarkt kommt vor allem den Unternehmensinteressen in jenen Ländern zugute, die bereits einen hohen Stand an wirtschaftlicher Entwicklung, an Produktivität und an Kapitalansammlung erreicht haben; die USA und die Staaten der Europäischen Union stehen hier an der Spitze, gefolgt von Japan. Einige ostasiatische Staaten haben an Rang im Weltmarkt gewonnen, China ist auf dem Wege zu einer globalen Wirtschaftsmacht. Demgegenüber sind die Nachfolgestaaten der Sowjetunion geschwächt, Lateinamerika hat an Rang verloren, weite Teile Afrikas sind an den Rand des Weltmarktes gerückt. „Globalisierung” bedeutet nicht etwa eine Angleichung der wirtschaftlichen Chancen weltweit. 

· Die Öffnung einzelner Volkswirtschaften für den Zugang und Zugriff ausländischer Waren und ausländischen Kapitals, von manchen nationalen Regierungen nur widerwillig vollzogen, erfolgt auch unter dem Druck der internationalen/supranationalen wirtschaftspolitischen Institutionen (Weltbank, Internationaler Währungsfond, Welthandelsorganisation), die auf „Liberalisierung” des Marktes drängen. Die wirtschaftlich starken Nationen, speziell die USA, üben in diesen Institutionen den größten Einfluss aus. Sie selbst betreiben aber häufig eine protektionistische Politik (Bevorzugung eigener Produkte, z. B. beim Stahl oder bei landwirtschaftlichen Gütern). 

· Die beschleunigte internationale wirtschaftliche Verflechtung stärkt die Großunternehmen und die großen Banken oder Kapitalfonds, insbesondere diejenigen, die als multinationale oder transnationale Konzerne operieren. 

· Weltweite Mobilität des Warenmarktes und des Kapitalmarktes sowie Internationalisierung des Arbeitsmarktes bedeuten nicht Mobilität oder freien Zugang für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, jedenfalls nicht global und unbegrenzt. „Globalisierung” bringt einerseits in großem Umfange auch Migration aus wirtschaftlichen Gründen hervor; andererseits wird hier nicht „liberalisiert”, sondern die Nationalstaaten halten Zuwanderung unter Kontrolle. 

· Eine Schlüsselfunktion hat bei der „Globalisierung” der technologische Fortschritt im Bereich von Kommunikation und Information. Die enorm gesteigerten Möglichkeiten einer schnellen und weltweiten Übermittlung und Bearbeitung großer Datenmengen haben zur Folge, dass unternehmerische Operationen zeitraffend, ohne Rücksicht auf räumliche Distanzen und in komplexer Weise geschehen können; dies wirkt sich insbesondere zum Vorteil des internationalen Finanzmarktes aus (darüber später noch mehr). 

Zu den sozialen Folgen dieser wirtschaftlichen Trends:  

· Die Einbeziehung in den Weltmarkt hat für eine Reihe bis dahin wenig entwickelter Länder ‑ nicht für alle ‑ einen wirtschaftlichen Aufschwung gebracht, dessen materielle Ergebnisse aber extrem ungleich verteilt sind. Zugleich hat die „Globalisierung” in vielen Regionen der Welt die bis dahin bestehenden Strukturen materieller Reproduktion zerstört. In Staaten, deren Bevölkerungsmehrheit in Armut lebt, sind Inseln des Reichtums entstanden. Das bisherige Resultat der Durchsetzung eines kapitalistischen Weltmarktes ist nicht „Wohlstand für alle”, sondern soziale Polarisierung. 

Dazu als Hinweise:  

· Die Hälfte der Weltbevölkerung hat derzeit mit weniger als zwei Dollar pro Tag auszukommen. Die drei reichsten Männer der Welt verfügen über ein Vermögen, das größer ist als das Bruttoinlandsprodukt der 50 ärmsten Staaten der Welt. 40 % der Weltbevölkerung vegetieren in dieser Ländergruppe, deren Anteil am Welthandel liegt unter 3 %. Die in der OECD zusammengeschlossenen reichen Volkswirtschaften repräsentieren ca. 15 % der Weltbevölkerung, aber etwa 80 % der globalen Wertschöpfung. 

· Die Kluft zwischen den Reichtumssektoren und den Armutszonen im zusammenwachsenden Weltmarkt wird dem jetzigen Trend nach von Jahr zu Jahr tiefer, dies bei einer rasch anwachsenden Bevölkerung gerade auf der Armutsseite der Weltgesellschaft. Extreme soziale Ungleichheit erzeugt Extremismus - in Gestalt organisierter Kriminalität, zerfallender gesellschaftlicher Strukturen, gewalttätiger Banden, terroristischer Netzwerke, blutiger Bürgerkriege. Solche Zustände wiederum bringen große Fluchtwellen hervor. 

· Armut als Effekt der „Globalisierung” trifft insbesondere Frauen; in den wenig entwickelten Gesellschaften sind es mehr noch als Männer die Frauen, denen zu einem großen Anteil Erwerbsmöglichkeiten verwehrt sind, die auch im Weltarbeitsmarkt keine Chance haben - es sei denn die Prostitution. Neben dem internationalen Gewaltmarkt als einem Teil der „Schattenwirtschaft” hat sich im Zuge der „Globalisierung” ein Sexmarkt etabliert, in den Frauen aus armen Ländern hineingezwungen werden. 

Anzumerken ist hier: Die in der „Globalisierung” sich durchsetzende Wirtschaftsform, verbunden mit einem steilen Bevölkerungsanstieg in der globalen Bilanz, „führt zu einer drastischen Ausweitung des Verbrauchs natürlicher Ressourcen und damit über lokale und regionale Umweltauswirkungen hinaus zu globalen Umweltproblemen”. (Enquete‑Kommission des Deutschen Bundestages in ihrem Abschlußbericht über „Globalisierung ‑ Herausforderungen und Antworten”) Der Zusammenhang mit sozialen Problemen ist sehr deutlich erkennbar; Umweltschäden wirken sich besonders massiv dort aus, wo die finanziellen und technischen Möglichkeiten für eine ökologische Vorsorge fehlen - also in den Armutszonen der Weltgesellschaft. Hauptverursacher der Umweltprobleme sind demgegenüber die hochentwickelten, reichen Volkswirtschaften. 

2 Schwerpunktwechsel in der Kapitalverwertung - 
Der Finanzkapitalismus  

Vergleicht man den heutigen Zustand des Weltmarktes mit dem vor 30 oder 40 Jahren, so ist im Prozess des Wandels ein Trend dominant - der Bedeutungsgewinn des Finanzmarktes. Um nur eine Zahl zu nennen: Heute haben ca. 90 % der „Werte”, die pro Tag rund um die Welt zirkulieren, nichts mit dem Austausch von Gütern oder Dienstleistungen zu tun. Über zwei Billionen EURO wandern täglich zu finanzspekulativen Zwecken von „Standort” zu „Standort”. Ein immer größerer Teil der Kapitalverwertung geschieht, um es modisch auszudrücken, „virtuell”, d.h. er verselbständigt sich gegenüber der „realen”, produzierenden, versorgenden und Güter oder Dienstleistungen kaufenden oder verkaufenden Ökonomie.  

2.1 Der internationale Finanzmarkt  
Dass mit Aktien gehandelt wird, dass Geschäfte an der Börse gemacht werden, dass mit Devisen spekuliert wird - all das ist in der Geschichte des Kapitalismus nichts Neues. Das riesige Ausmaß dieser Operationen in einem weltweiten Finanzmarkt aber ist neu, neu ist auch die Geschwindigkeit, in der diese sich abspielen, und neu sind bestimmte Methoden in diesem Geschäft. Es liegt auf der Hand, dass die „informationelle Revolution”, also der Umschwung zu höchst leistungsfähigen Techniken der Datenübermittlung und -verarbeitung, die Voraussetzungen für den epochalen Aufstieg des Finanzmarktes geschaffen hat, freilich kamen andere Bedingungen hinzu:  

· Wenn der Kapitaleinsatz in produzierenden oder dienstleistenden Unternehmen sich rentieren soll, so setzt dies wachsenden Absatz, kaufkräftige Konsumenten voraus. Der Menge des angehäuften Kapitals steht aber in Zeiten der „Globalisierung” keine hinreichende Menge an Kaufkraft gegenüber. Die Mehrheit der Weltbevölkerung lebt unter armen oder ärmlichen Verhältnissen, und auch in den reichen Volkswirtschaften ist der Anteil derjenigen, die sich im Konsum beschränken müssen, eher angestiegen. Die Nachfrage hält hier, gezwungenermaßen, mit dem tatsächlichen oder möglichen Angebot nicht Schritt. Unter solchen Umständen liegt es nahe, sich nach finanzspekulativen Chancen der Kapitalverwertung umzuschauen. Aus Geld soll mehr Geld werden - dies dann eben so, dass nicht in die Herstellung von Produkten oder die Bereitstellung von Diensten investiert wird, sondern im „Kasino” des internationalen Handels mit Wertpapieren oder Devisen gespielt wird. Gewiss geschieht dies nach wie vor auf der Grundlage „realen” Wirtschaftens, also der Produktion und der Dienstleistungen und des hier ablaufenden Einsatzes von Arbeit und Kapital, aber der finanzmarktliche „Überbau” bekommt höheren Rang als sein „Unterbau” in der Arbeits-, Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft.  

Zum Aufstieg des Finanzmarktes in der globalisierten Wirtschaft hat wesentlich die Expansion des Geschäfts und der Spekulation mit Devisen beigetragen. 

„Der Währungsmarkt ist heute nicht in erster Linie ein Hilfsmittel zur reibungslosen Abwicklung des Handels und der internationalen Produktionsverflechtung. Hierzu bräuchte man nur einen Bruchteil der Devisengeschäfte, die tatsächlich abgewickelt werden. Die unregulierten Devisenmärkte sind vielmehr ein besonders aggressiver Bestandteil der internationalen Finanzmärkte.” (Jörg Huffschmid)  

Es geht also um Spekulationsgeschäfte in riesigem Umfange, über die immer wieder die Volkswirtschaft ganzer Länder in die Krise gebracht wird. Ermöglicht wurde dies durch politische Entscheidungen der weltwirtschaftlich führenden Staaten in den 1970er Jahren, als das System fester Wechselkurve und einer Kontrolle des internationalen Kapitalmarktes, wie es 1944 in Bretton Woods beschlossen worden war, zugunsten der „Liberalisierung” des Devisengeschäfts aufgegeben wurde. 

Angesichts der realwirtschaftlichen Verwüstungen, die derzeit durch ungehemmte internationale Finanzspekulationen angerichtet werden, ist es plausibel, dass die “globalisierungs”-kritische Bewegung ATTAC ihren Ausgang nahm von der Forderung nach einer Besteuerung kurzfristiger Devisentransaktionen (Tobinsteuer). Über dieses Detail hinaus geht es um das Ziel, die weltweiten Finanzmärkte unter internationale Kontrolle zu nehmen, zerstörerische Manöver im globalen Devisenmarkt zu verhindern und stabile Bedingungen für den internationalen Austausch von Gütern und Dienstleistungen herzustellen.  

2.2 Der internationale Finanzmarkt in seinen Problemen für Wirtschaft und Gesellschaft

Wenn Kapitalverwertung sich in großem Umfange von realwirtschaftlichen Investitionen ablöst und die Erwartung hoher Gewinne sich auf rasche Operationen in der Finanzsphäre konzentriert, also auf spekulative Geschäfte mit Aktien und Devisen oder Derivaten, dann hat dies Folgen für die Struktur der Unternehmen und für unternehmerische Verhaltensmuster:  

· Kurzfristig konzipierte Geschäfte im globalen Finanzmarkt gewinnen an Stellenwert gegenüber langfristig gedachten Kapitalanlagen in Produktions- oder Dienstleistungsbranchen.  
· Transnationale „Kapitalsammelstellen” (Banken, Versicherungs​gesellschaften, institutionelle Anleger, Fonds) gewinnen im Wirtschaftsgeschehen an Stellenwert gegenüber denjenigen Unternehmen, die realwirtschaftlich ausgerichtet sind.  

· Unternehmensplanung orientiert sich am „shareholder value”, dem Marktwert der Aktien eines Unternehmens ‑ und damit an oft rasch sich verändernden Kursen an der Börse. 

· Hoher Kapitaleinsatz, hohe Umsätze und Gewinne lassen sich in der Finanzsphäre bei vergleichsweise recht niedrigem Personaleinsatz realisieren. Entlassungen von Personal in einem Unternehmen können kurzfristig dessen Position an der Börse verbessern. Fusionen und Käufe oder Verkäufe von Firmen oder Firmenteilen werden durch kurzfristige Hoffnungen. auf Börsenerfolge bestimmt.  

· Unternehmen oder Kapitalsammelstellen, die vorwiegend oder ganz auf den geschäftlichen Erfolg in einem globalen Finanzmarkt ausgerichtet sind, haben keinen Grund, auf hohe Beschäftigungsquoten, auf die Pflege von Massenkaufkraft oder auf den sozialen Frieden (durch Sozialstaatlichkeit oder ArbeitnehmerInnen-Mitbestimmung) „vor Ort” Rücksicht zu nehmen. Sie sind in diesem Sinne eben nicht „standortorientiert”.  

Zusammenfassend lässt sich sagen:  

Unternehmerisches Handeln in einer kapitalistischen Wirtschaft hat als Ziel stets eine optimale Verwertung des eingesetzten Kapitals. Aus unterschiedlichen Formen der Kapitalverwertung - ob mehr finanzmarktorientiert oder eher realwirtschaftlich ausgerichtet – ergeben sich aber unterschiedliche Effekte für die Arbeitsmarktlage, die Einkommensverhältnisse der ArbeitnehmerInnen und die „soziale Kultur”. 

Gerade die Expansion des Finanzmarktes hat zur Folge:

Wirtschaftswachstum bedeutet nicht unbedingt Wachstum an Arbeitsplätzen!

3 Der Standortwettbewerb - Realität und Drohung.

In einem Großteil der Massenmedien, von den Interessenvertretern der unternehmerischen Wirtschaft und von vielen Politikern wird seit etlichen Jahren ein Horrorbild gemalt: Die Bundesrepublik Deutschland befinde sich auf dem Weg in den materiellen Abgrund; als Standort für industrielle Produktion, für moderne, neu sich entwickelnde Branchen und für Kapitalanlagen sei sie schon bald nicht mehr attraktiv. 

Ein Beispiel für solche Schreckensnachrichten: „Die deutschen Unternehmen sagen Servus, leise aber deutlich. Die Bosse haben die Nase voll und gehen ins Ausland. Die Industrie kehrt Deutschland den Rücken. Der Trend zur Auslandsverlagerung ist katastrophal und kann einen Exitus für Deutschland bedeuten.” (Welt am Sonntag, 24.11.2002, unter dem Titel „Der große Treck“)

Die Gründe für diese „Emigration der Unternehmen“, so wird behauptet, lägen in folgendem: 

Die deutsche Wirtschaft sei im internationalen Vergleich zu sehr „belastet” - 

· durch zu hohe Besteuerung unternehmerischer Tätigkeiten

· durch ein zu hohes Lohnniveau,

· durch zu hohe Lohnnebenkosten,

· durch zu viele Schutzrechte von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern,

· durch das Flächentarifvertragssystem, 

· durch betriebliche Mitbestimmung, 

· durch ein System sozialer Sicherung, das die ArbeitnehmerInnen in einer „sozialen Hängematte” belasse und der Flexibilität des Arbeitsmarktes schade.

In diesem Katalog sind also genau jene Strukturen ins Visier genommen, die seit den Zeiten des Frühkapitalismus von der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung entwickelt wurden; in Frage gestellt wird damit die im Grundgesetz verankerte Sozialstaatlichkeit der Bundesrepublik Deutschland.

Ist diese unter dem Druck der „Globalisierung” nicht mehr haltbar?

Um hier eine Antwort zu finden, ist zunächst ein Blick auf Realitäten nützlich:

· Die Bundesrepublik Deutschland ist eine der weltweit führenden Industrienationen, es ist kein Trend erkennbar, der sie aus diesem Rang verweisen würde. Als Exportland für industrielle Güter hat sie eine besonders günstige Position, sie liegt hier an weltweit zweiter Stelle, hinter den USA, vor Japan. Der Überschuss in der Handelsbilanz der BRD betrug 2002 den historischen Höchstwert von 127 Milliarden €uro. 

· Bei der Besteuerung unternehmerischer Tätigkeiten liegt die Bundesrepublik nicht über dem Durchschnitt der hochentwickelten Länder (OECD). 

· Der Wirtschaft der Bundesrepublik mangelt es nicht an Investitionskapital. 

Soweit die volkswirtschaftlichen Kennzeichen der Bundesrepublik; diese schließen allerdings keineswegs aus, dass von Fall zu Fall einzelne Unternehmen ihre Produktion oder Teile derselben in ein anderes Land verlagern, oder dass Kapital sich Anlagemöglichkeiten außerhalb der Bundesrepublik sucht, dass also ein anderer Standort gewählt wird.

Dies muss übrigens nicht unbedingt zum Nachteil der Wirtschaft und auch der ArbeitnehmerInnen hierzulande sein, jedenfalls dann nicht, wenn dadurch in anderen Ländern wirtschaftliche Entwicklungen gefördert werden, die ihrerseits zu ausländischer Nachfrage in der Bundesrepublik führen und hier Beschäftigungseffekte haben. 

Als unbestreitbarer Sachverhalt bleibt aber:

Die zunehmende Internationalisierung des Wirtschaftens hat einen schärferen Wettbewerb um die Ansiedlung von Unternehmen zur Folge.

Eingesetztes Kapital will sich möglichst profitabel verwerten; bei der Entscheidung über Standorte wird kalkuliert: 

· Wo sind die vom Unternehmen zu zahlenden Steuern niedrig? 

· Wo sind die Lohnkosten niedrig? 

· Wo sind Sozialabgaben (Lohnnebenkosten) niedrig?

Irreführend wäre es allerdings, darin allein die Standortfaktoren zu sehen. Soweit es nicht um „virtuelle“ Geschäfte geht, sondern um die Realwirtschaft, wird bei der Entscheidung über den Unternehmens- oder Produktionsstandort auch berücksichtigt: 

· Wirkt sich ein bestimmter Standort günstig aus auf die Absatzchancen der Produkte des Unternehmens? 

· Ist die Infrastruktur am Standort (vor allem Verkehrsverhältnisse) günstig? 

· Bringt der Standort Vorteile im Hinblick auf Zulieferbetriebe, Geschäftspartner etc.? 

· Sind am Standort Hilfen oder Subventionen der öffentlichen Hand zu erwarten? 

· Bietet sich am Standort das geeignete Arbeitskräftepotential an (Qualifikationsstruktur)? 

Soweit es um Standortentscheidungen im internationalen Feld geht, haben auch kulturelle Faktoren ihre Bedeutung (Sprache u.a. ) , und es wird gefragt: ist am Standort mit geordneten politischen Verhältnissen und „sozialem Frieden” zu rechnen? 

Diese Faktoren haben zumindest dann ihr Gewicht, wenn es um produzierende Unternehmen mit arbeitsintensivem Charakter geht, die eine längerfristige Geschäftsperspektive haben und auf qualifizierte „Stammbelegschaften”  angewiesen sind.

Der zunehmende Standortwettbewerb in einer „globalisierten” Wirtschaft findet eine Situation vor, in der die kapitalistische Wirtschaft je nach der einzelnen Gesellschaft sehr unterschiedlich geformt ist:

· Unterschiedlich ist das Kräfteverhältnis zwischen Kapital und Interessenvertretung der ArbeitnehmerInnen, also vor allem der Einflussgrad der Gewerkschaften; 

· unterschiedlich ist das Ausmaß der gesetzlich verbürgten Schutzrechte der ArbeitnehmerInnen; 

· unterschiedlich ist das erreichte durchschnittliche Lohnniveau und der Rang tarifvertraglicher Regelungen; 

· unterschiedlich ist – soweit vorhanden – das Niveau der Mitbestimmungsrechte der ArbeitnehmerInnen in den Betrieben. 

Auf eine kurze Formel gebracht: 

In den einzelnen Gesellschaften des Weltmarktes ist der Kapitalismus mehr oder weniger sozial „gebändigt“, bestehen mehr oder weniger sozialstaatliche Errungenschaften - oder auch gar keine.

Schon seit einigen Jahrzehnten ist angesichts dessen in vielen Ländern eine regelrechte Offensive der Kapitalseite in Gang gekommen, ideologisch als „Neoliberalismus” firmierend.

Sie zielt auf ein gesellschaftspolitisches Dumping ab. 

Vor dem Hintergrund der „Globalisierung” wird der Standortwettbewerb, wird insbesondere das Risiko einer Abwanderung von Unternehmen und von Kapital als Drohkulisse eingesetzt, 

· um die Abkehr von sozialstaatlicher Regulierung zu erzwingen, 

· um Rechte der ArbeitnehmerInnen zu beschneiden, 

· um Tarifvertragssysteme zu demontieren und den Einfluss der Gewerkschaften zu schwächen.

Es versteht sich, dass dabei im jeweiligen nationalstaatlichen Rahmen die Gefahr eines „Absturzes”, wenn die Gesellschaft nicht auf „sozialen Ballast” verzichte, überzeichnet wird - zu propagandistischen Zwecken.

Im Effekt handelt es sich dabei um eine großangelegte Umverteilung nach oben hin; diese ist naheliegenderweise leichter durchzusetzen, wenn sie als wirtschaftlicher „Sachzwang”  erscheint.

In den hochentwickelten Ländern mit bisher relativ hohem sozialpolitischen Niveau (wie der Bundesrepublik) hat ein Wettlauf eingesetzt, um möglichst rasch ein niedriges Lohnniveau einerseits und ein niedriges Niveau der Besteuerung von Kapital andererseits zu erreichen. Die meisten Regierungen, gleich welcher parteipolitischen Prägung, haben sich darauf eingelassen. Allerdings führt dieser Wettlauf in ein Dilemma:

Je mehr das Lohneinkommen in einer Volkswirtschaft im Verhältnis zur Ansammlung von Kapital absinkt, und je mehr die Steuerlast der Masse der ArbeitnehmerInnen zugeschoben wird, während die Kapitalseite entlastet wird, desto schlechter steht es mit der Entwicklung von Massenkaufkraft. Das schadet denjenigen Unternehmen, die am Massenkonsum verdienen möchten, und es treibt viele mittelständische Unternehmen in die Enge.

Die in den Massenmedien häufig auftretende Deutung, bei der „Rettung des Standortes Bundesrepublik” durch Teilnahme am Sozial-Dumping müssten „alle an einem Strang ziehen“, geht an der Tatsache vorbei, dass die Interessen der Kapitalseite nicht die der ArbeitnehmerInnen sind - und dass auch auf der Kapitalseite selbst die Interessen in dieser Sache auseinanderlaufen.

Einige Bemerkungen zur Rolle der Politik:

„Wir müssen angesichts der Globalisierung die Demokratie neu erfinden” - sagt Ernst Ulrich von Weizsäcker, Vorsitzender der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages, die sich mit den Problemen der „Globalisierung” auseinandergesetzt hat. In der Tat erweisen sich viele Instrumente der herkömmlichen Parlamentsdemokratie und Regierungspolitik von Nationalstaaten als ziemlich hilflos gegenüber der Macht international operierender Wirtschaftskomplexe. Aber auch die „Globalisierung”  kommt nicht ohne den Staat aus, und zum erheblichen Teil sind es Parlamente und Regierungen selbst, die unter neoliberalem Vorzeichen auf ihre wirtschaftlichen und sozialen Gestaltungsfähigkeiten verzichten. Es vollzieht sich hier so etwas wie die „frohgemute Aufführung eines öffentlichen Selbstmordes” demokratischer Politik (Ulrich Beck).

4 Die Interessenlage im unternehmerischen Spektrum Produktionswirtschaft, Klein- und Mittelunternehmen

Nimmt man nicht den Finanzmarkt, sondern die produzierende Wirtschaft in den Blick (wobei klar ist, dass beide funktional und durch Kapitaleigentum, Kredite etc. miteinander verflochten sind), so ist der Trend zur Internationalisierung unternehmerischen Handelns auch hier deutlich erkennbar, dies bedeutet aber nicht „Globalisierung” im Sinne weltweit beliebiger Wahl von Standorten der Produktion und des Absatzes von Gütern.

Ulrich Dolata verweist darauf, dass in der Produktionswirtschaft internationale Verflechtungen zunehmen, von einem „globalen Zusammenwachsen der großen Wirtschaftsregionen und Volkswirtschaften” aber keine Rede sein kann. 

· Der größte Teil des deutschen Außenhandels mit industriellen Gütern wird innerhalb der Europäischen Union abgewickelt, besonders intensiv mit Nachbarländern der Bundesrepublik; 

· die Handelsverflechtung in der Güterwirtschaft mit außereuropäischen hochentwickelten Ländern ist demgegenüber eher bescheiden; 

· die wirtschaftliche Verflechtung mit den „Armutsländern” der Welt ist sehr gering; 

· soweit deutsche Unternehmen industrielle Auslandsproduktion betreiben, ist diese zum überwiegenden Teil in hochentwickelten Ländern Westeuropas und Nordamerikas angesiedelt (die keineswegs Billigstlohnländer sind). 

Dass deutsche Automobilunternehmen Produktionsstandorte z. B. in Lateinamerika oder in Südafrika unterhalten, sagt nichts aus über die durchschnittlichen wirtschaftsgeographischen Orientierungen der Produktionswirtschaft in der Bundesrepublik.

Festhalten lässt sich: Internationalisierung des produktiven Wirtschaftens bedeutet für die Bundesrepublik (und das ist in anderen hochentwickelten Ländern nicht anders) in erster Linie eine zunehmende wirtschaftliche Verflechtung in der „Großregion", in diesem Falle dem europäischen Wirtschaftsraum, in dem die west- und nordeuropäischen Länder, die Bundesrepublik selbst eingeschlossen, nach wie vor dominieren.

Diese internationale Verflechtung in der Produktionswirtschaft hat je nach einzelnen Wirtschaftsbranchen einen sehr unterschiedlichen Grad. Besonders stark internationalisiert (Absatz oder Produktion im Ausland) sind die Chemieindustrie, die Autoindustrie, die Elektroindustrie; im nächsten Rang folgen die feinmechanische und optische Industrie sowie der Maschinenbau.

Der Begriff „Weltmarkt” ist, was den gegenwärtigen und absehbaren Zustand angeht, zu präzisieren: Beim produzierenden und Güter verkaufenden Sektor des Wirtschaftens herrschen großregionale Teilmärkte vor. Durch die gemeinsame Währung wird sich für die daran beteiligten europäischen Länder die Verflechtung innerhalb dieses Teilmarktes der globalen Wirtschaft noch verstärken. 

Die ungenaue Formel von der „Globalisierung” lässt solche Differenzierungen unberücksichtigt und fügt sich so ein in eine „Standort-Wettlauf-Hysterie in Sachen Lohnzurückhaltung, Sozialabbau und Regelungsdumping“, kommentiert Ulrich Dolata; „der vermeintliche Sachzwang Weltmarkt dient dann als Begründung des gesellschafts- und sozialpolitischen Roll-back.“

Die zunehmende Internationalisierung des Wirtschaftens auch in ihrer Form der „Großregionalisierung“, hat bei den produzierenden Unternehmen strategische Neuerungen gefördert, die insgesamt aber kein einheitliches Bild ergeben: 

· In der Bundesrepublik angesiedelte Unternehmen verlagern Teile ihrer Produktion in andere Länder, um dort besser Zugang zum Markt zu finden oder/und um Lohnkosten/Lohnnebenkosten zu verringern. Bei solchen Auslagerungen sind aber auch schon wieder „Rückwanderungen” zu beobachten. 

· Unternehmen mit dem Stammsitz in der Bundesrepublik gründen Tochterunternehmen in anderen Ländern oder gehen dort unternehmerische Partnerschaften ein ("Joint venture"). Derselbe Vorgang kann sich von einem Unternehmen im Ausland in Richtung Bundesrepublik abspielen. 

· Um Kostenvorteile im internationalen Wettbewerb zu erlangen und um ggf. den Stand der eigenen Aktien an der Börse aufzubessern, gliedern Unternehmen Teile ihrer Produktionsvorgänge oder Dienstleistungen aus und geben diese an formal selbständige kleinere Unternehmen ab, es bildet sich ein erweitertes Umfeld von Zulieferfirmen heraus. 

· Um steuerliche Vorteile zu erlangen, werden Firmensitze in andere Länder oder in „Steuerparadiese” verlagert, dies muss nicht Verlagerung der Produktion bedeuten. 

Für viele kleine und mittlere Unternehmen wird durch die Trends im internationalen Wirtschaftsgeschehen die Lage schwieriger. Keineswegs wird dieser Typ von Unternehmen überflüssig - er gewinnt sogar (siehe oben) neue Bedeutung. Aber soweit kleine und mittlere Unternehmen vornehmlich Zulieferfunktionen haben, wird von ihnen ein Effekt der Kostenminderung bei den Großunternehmen als den Abnehmern erwartet. Diesen Druck geben sie weiter an ihre ArbeitnehmerInnen. Die meisten Klein‑ und Mittelunternehmen wirtschaften arbeitsintensiv, d.h. sie sind darauf angewiesen, einen vergleichsweise hohen Anteil von Lohnkosten/Lohnnebenkosten in ihr Kalkül zu stellen. Das sieht in der Unternehmensrechnung vieler großer Kapitalgesellschaften - und erst recht derjenigen, die vorwiegend im Finanzmarkt tätig sind - ganz anders aus, dort hat der Faktor Lohnkosten/Lohnnebenkosten nicht einen so hohen Rang. Außerdem können sich kleine und mittlere Unternehmen nicht so leicht wie die Konzerne den Belastungen durch Steuern entziehen. 

Dem Trend nach geht die Schere zwischen den relativen Ertragschancen (als den Gewinnmöglichkeiten im Vergleich zum einzusetzenden Kapital) zwischen den Großunternehmen, insbesondere den im Finanzmarkt operierenden, und den Klein- und Mittelunternehmen weiter auseinander. Manche großen Konzerne betreiben inzwischen ein „Mischgeschäft“ - sie verbinden Aktivitäten in der Produktionswirtschaft mit solchen in der Finanzsphäre. Die meisten Klein- und Mittelunternehmen sind nicht in der Lage, in dieser Weise auf zwei Schultern zu tragen.

Zum überwiegendenden Teil sind Klein- und Mittelunternehmen in der Produktionswirtschaft darauf ausgerichtet, zur Herstellung von Gütern beizutragen, die zur Nutzung oder zum Verbrauch bei der Masse der Bevölkerung gedacht sind, im Binnenmarkt des eigenen Landes oder der eigenen Großregion (Europa). Das führt in einen Widerspruch: Einerseits wollen diese Unternehmen (betriebswirtschaftlich) Arbeitskosten senken, also das Lohnniveau drücken; andererseits müssen sie (volkswirtschaftlich) an Massenkaufkraft interessiert sein.

Ein weiterer Widerspruch: Senkung des Lohnniveaus hat „vor Ort” auch Verlust an Qualität der Arbeitskraft zur Folge; kleine und mittlere Unternehmen können sich aber in aller Regel nicht den Import von Experten aus dem internationalen Markt von Hochqualifikationen leisten. Sie sind im Wettbewerb auf innovative Fähigkeiten von Arbeitskräften im Umfeld angewiesen, in einem Binnen-Arbeitsmarkt.

Zusammenfassend: 

Für die Produktionswirtschaft heißt „Globalisierung” nicht einfach weltweite Mobilität, und die Interessen der „Global player”  im Weltmarkt, insbesondere der  finanzwirtschaftlichen, sind nicht einfach identisch mit denen produktionswirtschaftlicher Klein- und Mittelunternehmen. 

Interessenkonflikte, die hier bestehen, werden allerdings zumeist überdeckt durch die Präsentation von „Forderungen der Wirtschaft” im öffentlichen Diskurs oder in verbandlicher Gestalt - „die” Interessen „der” Wirtschaft aber existieren im Hinblick auf „Globalisierung” nicht.

Anzumerken ist: Für die meisten Klein- und Mittelunternehmen in der Bundesrepublik bringt längerfristig ein Lohn- und Sozialdumping keine Vorteile. Eine Entlastung läge für sie in einer anderen Steuerpolitik - nämlich darin, dass die „Wertschöpfung“ im Kapitalmarkt, insbesondere die finanzspekulative, so besteuert würde, dass dadurch bei Arbeitsplätzen an Kosten der sozialen Sicherung gespart werden könnte. 

5 Internationalisierung des Wirtschaftens - spezifische Bedingungen in der Holzwirtschaft

Die Besonderheit der Holzwirtschaft liegt darin, dass hier ein nachwachsender Rohstoff bearbeitet oder verarbeitet wird. Die Ressource Holz steht prinzipiell ohne perspektivische Begrenzung zur Verfügung – vorausgesetzt, sie wird ökologisch gepflegt. 

In der Großregion, in die Deutschland vornehmlich eingebunden ist, also in den Ländern der Europäischen Union, ist die Ressource Holz derzeit - im weltwirtschaftlichen Vergleich - in günstigem Bestand vorhanden; der ökologische Umgang mit diesem Rohstoff ist hier, im Verhältnis zu manchen anderen Großregionen des Weltmarktes, relativ gut entwickelt.

Die aus der Ressource Holz herzustellenden Güter, also vor allem Baumaterialien, Holzwerkstoffe und Möbel, können prinzipiell auf einen nachhaltigen und bleibenden Bedarf rechnen, wobei die Verwendungsarten und die Bedarfsdimensionen wandelbar sind.

Die meisten aus Holz gewonnenen Produkte sind auf Massenbedarf ausgerichtet, auf Nutzung durch eine Mehrheit der Bevölkerung, was auch heißt: auf ein nicht zu hohes Preisniveau. Die Absatzchancen für viele Holzprodukte sind innerhalb der Märkte in den Großregionen und im Weltmarkt besonders stark abhängig von Massenkaufkraft (die über dem Existenzminimum liegende Einkommensverhältnisse bei der Mehrheit der Bevölkerung voraussetzt) und sie werden beeinflusst durch die demographischen Entwicklungen (Bevölkerungszahl, Alterszusammensetzung). Die Holzwirtschaft ist kein Luxusmarkt.

Bedingt durch das Produktspektrum und die Produktionsvorgänge bestimmen in der Holzwirtschaft Klein‑ und Mittelunternehmen das Feld, und der Einsatz von Arbeitskraft hat einen vergleichsweise hohen Rang . Mit weiterer Rationalisierung und höherer Produktionstechnologie ist auch hier zu rechnen - dennoch wird die Holzwirtschaft verhältnismäßig arbeitsintensiv bleiben.
Wenig geeignet ist die Holzwirtschaft für großangelegte spekulative Operationen, und kurzfristige konjunkturelle Aufschwünge, verbunden mit Börsenfieber, sind hier recht unwahrscheinlich. Wer "Aktienknaller" sucht, wird sie in der Holzwirtschaft kaum finden.

Die Holzwirtschaft gehört also nicht zu den besonders stürmischen Gebieten im Weltmarkt, dennoch hat die Internationalisierung des Wirtschaftens auch hier gewichtige Folgen:

· Die zunehmende Internationalisierung des Arbeitsmarktes verstärkt bei holzwirtschaftlichen Unternehmen – gerade weil sie arbeitsintensiv produzieren – die Suche nach Niedriglohnstandorten. Eine solche Mobilität kann aber das Transportkostenkalkül oder der Vorteil von Rohstoffnähe im Wege stehen. 

· Für holzverarbeitende Unternehmen (Möbelindustrie) liegt es nahe, zusätzliche Standorte in Ländern zu suchen, in denen Nachholbedarf an Kauf der entsprechenden Güter und zugleich ein relativ billiges Angebot von Arbeitskraft existieren. Dies kann den Rückgang von Arbeitsplätzen im "Stammland" bedeuten. 
Was die Lage der Holzwirtschaft in der Bundesrepublik angeht, so sind derartige Effekte zur Zeit vor allem durch die Öffnung von Märkten in osteuropäischen Ländern zu beobachten, auch im Zuge der Osterweiterungsabsichten der Europäischen Union.

Für die Wahl oder Veränderung von Unternehmens- oder Produktionsstandorten in der Holzwirtschaft kann - mehr als in manchen anderen Wirtschaftsbereichen - die jeweilige staatliche Sozialpolitik hohe Bedeutung haben:

· Wenn der Staat günstige Bedingungen für die Baubranche (etwa durch Wohnungsbauförderung oder steuerliche Erleichterung des Erwerbs von Haus- und Wohnungseigentum) herstellt, verbessern sich die Chancen für den Absatz von Baumaterialien aus Holz. 

In dem Maße, wie der holzwirtschaftliche Markt sich stärker internationalisiert, vor allem im europäischen Rahmen, werden im unternehmerischen Wettbewerb zwei Kriterien wichtiger als bisher: 

· Können Käufern die Vorteile des Materials Holz (in der Bauweise und bei Möbeln) stärker vermittelt werden? 

· Werden innovative und attraktive (Design) Ausformungen des Rohstoffes Holz angeboten? 

Damit bekommt Forschung und Entwicklung auch für holzwirtschaftliche Unternehmen einen höheren Stellenwert beim Wettbewerb, ebenso der Einsatz qualifizierter Arbeitskräfte.

6 Interessenvertretung der ArbeitnehmerInnen unter dem Druck der „Globalisierung“ ‑ Gewerkschaftliche Handlungsmöglichkeiten

„Die Botschaft von einer alternativlosen Globalisierung hört man wohl, und es fehlt ihr nicht der Glaube“ - schreibt Karl Georg Zinn; er fügt hinzu, diese Botschaft sei „auf den netten Mädchennamen TINA getauft“ – „there is no alternative“.

In der modernen Geschichte hat kaum eine andere Ideologie im wirtschaftlichen und sozialen Leben eine solche weltweite Verbreitung gefunden wie die von der „Globalisierung als Naturgesetz“ und Glauben findet sie auch bei vielen Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen. Die propagandistischen Fähigkeiten dieser Ideologie liegen darin begründet, dass eine Realität aufgegriffen wird, die vernünftigerweise nicht zu bezweifeln ist, nämlich: in der Tat hat sich ein Trend zur internationalen Verflechtung von Produktion und Konsumtion, von Kapital und Arbeit herausgebildet, der unsere Epoche prägt – und den aufzuhalten weder realistisch noch wünschbar wäre. Die ideologische Verfälschung der wirklichen Verhältnisse beginnt dort, wo die Dinge so dargestellt werden, als sei der gesellschaftliche Inhalt, als sei die konkrete wirtschaftliche und soziale Ausgestaltung der internationalen Verflechtung ohne Alternativen.

Dann muss es so erscheinen, als seien die Menschen weltweit der Interessendurchsetzung eines ungehemmten Kapitalismus ohnmächtig unterworfen. Die Ideologie von einer alternativlosen Ausgestaltung der wirtschaftlichen und sozialen Welt, die sich da zunehmend vernetzt, wird vorrangig eingesetzt als „Folterinstrument“ gegenüber der Interessenvertretung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Das gilt für die betriebliche wie für die gewerkschaftliche Interessenvertretung.

Ohne Zweifel ist, was den Konflikt zwischen kapitalorientierten Interessen und Interessen der Arbeitnehmerinnen angeht, gegenwärtig eine „asymmetrische“ Konstellation entstanden, unter dem Druck der „Globalisierung“.

Dabei ist mitzubedenken, dass die Interessenlage auf beiden Seiten immer auch von inneren Differenzen, Konflikten und Konkurrenzen bestimmt ist. Aufseiten der ArbeitnehmerInnen kamen historisch Erfolge und soziale Errungenschaften insoweit zustande, als es gelang, die Konkurrenz untereinander abzubauen und eine gemeinsame, solidarische Interessenvertretung zu entwickeln. Dies war und ist auch der Grundimpuls der Gewerkschaftsbewegung.

Die Formen, in denen Konkurrenz der ArbeitnehmerInnen untereinander zugunsten gemeinsamer Ziele zumindest teilweise überwunden wurde und wird, sind aber aus geschichtlichen Gründen weitgehend nationalstaatlich begrenzt und spezifiziert. Das ist leicht zu erkennen an der Unterschiedlichkeit der Betriebsverfassungen, der Mitbestimmungsrechte, der sozialen Standards (Sozialgesetzgebung), der Tarifverträge und der gewerkschaftlichen Organisationsstrukturen – je nach dem einzelnen Staat. Ein großes Unternehmen kann in aller Regel international operieren, es ist eben nicht prinzipiell standortgebunden – die betriebliche Interessenvertretung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern muss auf ihren Standort hin agieren, und auch die Gewerkschaften handeln dem jetzigen Zustand nach vornehmlich im Rahmen des Nationalstaates. Internationale Zusammenschlüsse oder Kooperationen von Betriebsräten und Gewerkschaften haben bisher nur ein schmales Handlungsfeld. 

Das bedeutet: Bei der Internationalisierung des Wirtschaftens hat die Kapitalseite (nicht jedes Unternehmen allerdings) einen Mobilitätsvorteil.

Ein Vorteil für die Kapitalseite liegt auch im „Demokratieverlust“ bei den Nationalstaaten.

Materielle Interessen und soziale Rechte der ArbeitnehmerInnen sind bisher – mehr oder weniger zufriedenstellend, aber doch nicht ohne Erfolge – immer auch über staatliche Politik realisiert worden. Je weniger die nationalstaatlichen Parlamente und Regierungen sich solche Interventionen im Interesse der ArbeitnehmerInnen noch zutrauen, je mehr sie ihre Kompetenzen an einen nicht demokratisch organisierten internationalen Komplex von unternehmerischer Macht abgeben, desto schwieriger wird die Vertretung von ArbeitnehmerInnen-Interessen in der politischen Sphäre. Es gibt, bisher, keine „Welt-Sozialpolitik“. Hinzu kommt: Die derzeit bei der Internationalisierung des Wirtschaftens recht ungehemmt herrschenden kapitalistischen Interessen verstärken die soziale Polarisierung auch innerhalb der ArbeitnehmerInnenbevölkerung – auch hier gibt es, kurzfristig und oft wechselnd, Gewinner und Verlierer der „Globalisierung“. Das erschwert eine gemeinsame, gar internationale Interessenvertretung auf der Seite der Arbeit.

Das Fazit: 

Angesichts der zunehmenden Internationalisierung in den Märkten müssen die Methoden betrieblicher und gewerkschaftlicher Interessenvertretung in großem Umfange neu entwickelt, auf einen zeitgerechten Stand gebracht werden. Das geht nicht von heute auf morgen.
Im folgenden werden „Zwischenschritte“ skizziert:
· Information und Aufklärung über die Wirklichkeit der „Globalisierung“ ist für die Interessenvertretung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern eine Überlebensfrage. Konfliktbereitschaft und Gegenwehr entwickeln sich nur, wenn die Legende von der „Naturgesetzlichkeit“ einer Interessenvollstreckung für die Kapitalseite nicht mehr geglaubt wird.

· Das gilt auch für einzelbetriebliche Vorgänge. Zu prüfen ist, welchen Realitätsgehalt jeweils Drohungen mit einer „Abwanderung“ des Betriebs oder des Unternehmens haben, inwieweit es sich eher um „Seelenmassage“ fürs Sozial- oder Lohndumping handelt.

· Nützlich kann der Kontakt zu Gruppierungen sein, die sich mit den jetzt herrschenden Inhalten der „Globalisierung“ kritisch auseinandersetzen (Attac, kirchliche Initiativen, „Dritte Welt"“-Initiativen).

· Es sind alle Gelegenheiten zu suchen und zu nutzen, Kommunikation und Kontakt mit betrieblichen und gewerkschaftlichen Interessenvertretungen in anderen Ländern zu entwickeln – zunächst dort, wo das eigene Unternehmen betroffen ist und international agiert, oder wo es um Probleme der eigenen Branche geht.

· Alle Ansätze einer formellen internationalen Kooperation auf der ArbeitnehmerInnen-Seite sind zu nutzen und auszubauen (EU‑Betriebsräte etc.) 

· In der Holzwirtschaft ist der Blick zur Zeit dabei insbesondere auf den Kontakt zu osteuropäischen Ländern zu richten.

· Unabhängig von den parteipolitischen Optionen ist die Auseinandersetzung mit der Politik im eigenen Lande zu entfalten: Wessen Interessen vertritt sie in ihrem wirtschafts‑ und sozialpolitischen Kurs? Von welchem Verständnis der "Globalisierung" lässt sie sich leiten?

· Für die Zukunft der ArbeitnehmerInnen wird es entscheidend sein, ob im Prozess der Internationalisierung des Wirtschaftens Zug um Zug gleiche soziale Standards und gleiche soziale Rechte quer zu den nationalen Grenzen durchgesetzt werden können. Chancen dafür bestehen zunächst im europäischen Rahmen, – ohne dass deshalb mit einer industriellen Abwanderung aus Europa gerechnet werden müsste. „Europa ist auch unter den Bedingungen der Internationalisierung ein Binnenmarkt, der sich politisch gestalten lässt – so oder so“ (Ulrich Dolata). Im Interesse eines ungehemmten Kapitalismus – oder, dieses Interesse bändigend, im Sinne der sozialen Interessen der ArbeitnehmerInnen.
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